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Nr. 490. Mittag⸗ Ausgabe. 


Deutſchlan d. 
Reichstags: Verhandlungen. 


23. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. 
Schluß der Abendſitzung vom 17. October. 
re 152 mo: des Dr. Blum wurde ein Antrag auf Schluß der Discuſ⸗ 
abgelehnt. N 

Der Präſident nennt eine Anzahl von Red zern, die noch für und gegen 
den Geſetzentwurf eingetragen find, unter den Letzteren den Herrn Dr. von 
chweitzer, welcher darauf erklärt, daß er ſich nicht gegen, ſondern für den 

Geſetzentwurf habe einſchreiben laſſen. Es nimmt das Wort der 
Abg. Frhr. d. Hoverbeck: Meine Herren! Laſſen Sie uns bei der vor⸗ 
liegenden Frage auf den rein praktiſchen Standpunkt zurückgehen. Wenn ich 
an die Beurtheilung eines Geſetzes gehe, muß ich mir zwei Fragen vorlegen, 
nämlich erſtens: iſt das Geſetz nothwendig, und dann, iſt es nüßlich? Beide 
ragen muß ich leider in Bezug auf das jetzige Geſetz verneinen. Wir haben 
a die norddeutſche Bundesderfaſſung, und von dem Standpnnkte dieſer Vers 
aſſung aus, ift es durchaus nicht nothwendig, derſelben noch dies Militär: 
05 Dies Geſetz ſchafft nichts Neues. Nach dem Geſetz vom 
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altung unter allen Umſtänden auskommen kann, welches ihr die nbthige 
Freibell der Bewegung läßt und fie für alle Fälle ſichert. Andererſeits muß 
aber ein Geſetz ee werden, welches den Beſtimmungen der Verfaſſung 
Rechnung trägt. Nach einer ſehr ausführlichen Widerlegung der Einwendum 
gen mehrerer Vorredner gegen die Vorlage empfiehlt der 
ſtimmung des Hauſes den Antrag der Commiſſion. 5 
Vor der Eröffnung der Special⸗Discuſſion erhalten zu einer perfönlichen 
Bemerkung das Wort der 
Abg. Hiebknecht: Ich habe nicht, wie der Herr Vorredner meint, meine 
Theorien für neu erklärt, ſondern die dier in dieſem Falle vorgebrachten. 
Wenn er mir Unterricht in der parlamentariſchen Ordnung geben will, ſo 
glaube ich durch praktiſche Erfahrung mindeſtens eben fo viel zu berfteben, 
wie er. Ick verweiſe ihn auf die parlamentariſche Ordnung in England, dem 
ehemaligen parlementariſchen Franfreich und Ameriſa. Wenn er meint, das 
Haus habe bisher viel Geduld entwickelt bei meinen Principien, fo kann ich, 
geſtützt auf das, was ich gehort und jetzt in den ſtenographiſchen Berichten 
geleſen habe, dem nicht beitimmen, das iſt überhaupt Geſchmacksſache. Da 
der Redner wieder über parlamentariſche Ordnung zu ſprechen beginnt, fo 
unterbricht ihn der Präſident wiederholt mit 55 e ek der Worte: der 
Begriff der perſonlichen Bemerkung bindet uns Alle gleich. Ich bitte den 
Redner, das wohl zu bedenken. Will er mir mein Amt erſchweren? (Hei: 
terkeit.) . 
. Dr. Waldeck: Wenn de nt meinte, ich hätte über die 
Abg . ini r Herr Refere Saint ds See 
en wäre, jo muß ich dem widerſprechen und muß glauben, daß der Herr 
Abg. ſich ſelbſt mit der Majorität ewe bat. Redner führt das weiter 
durch Anführung von Thatſachen aus den Landtagsverhandlungen des Jahres 


1862 aus. . 

Es ſind drei Anträge von den Abgg. v. Unruhe⸗Bomſt, Devens und von 
Dieſt auf Vertagung eingereicht. Bevor ſie der Präſident zur Abſtimmung 
bringt, befürwortet er ſie ſeinerſeits damit, daß es nach der Ausſage eines 
Mitgliedes des Bureaus, das ſich perſönlich davon überzeugt habe, auf den 
Tribünen unmöglich ſei wegen der herrſchenden Hitze (25 Grad) zu ſchreiben 
und zu hören. Unter den dort Anweſenden ſeien auch Herren, nicht blos zum 
Hören, ſondern zu der beharrlichen Arbeit im Intereſſe der wahren und wirk⸗ 
lichen Oeffentlichkeit der Verhandlungen anweſend, und im Intereſſe dieſer 
empfehle er die vorliegenden Anträge. 5 

Das Haus erklärt ſich mit geringer Majorität (dagegen ein großer Theil 
der Conſervativen) für die Vertagung, und der Prasident beraumt die nächte 
Sitzung auf morgen Vormittag 10 Uhr an. Tages⸗Ordnung: Fortſetzung 
der heutigen Debatte. ; 

(Schluß der Sitzung 8 Uhr 45 Minuten.) 


Berlin, 18. October. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find beſetzt; die Bänke des Hauſes 
noch lückenhafter als ſonſt. Wir he bein Blau der Sitzung etwa 120 
Abgeordnete. An den Tiſchen des Bundesratdes Graf Bismarck, Präſident 
Delbrück, die militäriihen Commiſſarjen u. A. 0 

Vicepräſident Herzog v. Ujeſt theilt mit, daß Praſident Simſon we⸗ 
gen Unwohlſeins abweſend iſt, desgleichen Abg. Dr. Becker (Dortmund), von 
dem die gedruckte Tagesordnung ankündigt, daß er als Referent für die 
e 22 75 mitilärcondentinen r Abe die 1 
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Saale, der an der Grundlage unferer Webrverfaſfung in der Meife eutteln 
will, daß die Wehrpflicht nicht eine allgemeine fein ſoll. Aber wie wird durch 
die Verfaſſung, durch die Geſetze, durch die thatſächliche Organſſation dieſer 
Gedanke zum Ausdruck gebracht? In einer Weſſe, die himmelweit abweicht 
In Gneiſenau und Scharndorſt denſelben verwirt⸗ 
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Abg. Tweſten als Referent begründet unter großer Unruhe des Hauſes, 
daß die Befreiung der Mediatiſirten und ehemaligen Reichsunmittelbaren be⸗ 
reits im conſtituirenden Reichstage anerkannt und in der Bundesverfaſſung 
ausgeſprochen ſei, alſo nicht als die Einführung eines neuen Privilegiums 
betrachtet werden könne. Allerdings ſei die Geitbgebung berechtigt, derartige 

unkt nicht ein ſolcher, der 


Dienſtleiſtungen herange | 
da er keinen Grund ee weshalb en ache von 5“ 2“ eher einge⸗ 


nur die mag, 
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„Die Mannſchaften des jüngſten Jabrganges der Landwehr⸗Infanterie können 
rſatz⸗Truppentheile eingeſtellt werden.“ 


zu können. 

Abg. Hoverbeck befürwortet ſein Amendement, das verhüten ſolle, daß 
man bei kleinen Verlegenheiten ganze Jahrgänge in die Unſicherheit der Ein⸗ 
berufung bringe und ihnen dadurch große Opfer auferlege. 

Ag. Stavenhagen erklärt ſich gegen den Antrag Hoverbeck, da es den 
Leuten ganz egal ſein müfle, ob fie bei den Erſatz⸗Batafllonen oder der Lands 
wehr eingeſtellt werden. Nachdem auch Referent Tweſten ſich für Beibehal⸗ 

tung des Alinea 3 ausgeſprochen, da eine Erſchwerung der Dienſtpflicht 
nicht darin liege, wird § 5 nach den Commiſſions⸗Vorſchlägen unverändert 
angenommen. 

Der wichtige § 6 der Vorlage, den wir der beſſeren Ueberſicht wegen in 
ſieben Alineas zerlegen, lautet; 

1) Die Verpflichtung zum Dienſt im ſtehenden Heere, e in 

der Flotte, beginnt mit dem 1. Januar und zwar in der Regel desjenigen 

Kalenderjahres, in welchem der Wehrpflichtige das 20. Lebensjahr, vollendet 
und dauert 7 Jahre. 

2) Während dieſer ſieben Jahre find die Mannſchaften die erſten drei Jahre 
zum unünterbrochenen activen Dienſt verpflichtet. 

3) Die active Dienſtzeit wird nach dem wirklich erfolgten Dienſtantritt mit 
der Maßgabe berechnet, daß diejenigen Mannſchaften, welche in der Zeit vom 
2. October bis 31. März eingeſtellt werden, als am vorhergehenden 1. October 

eingeſtellt gelten. 

) Muß in Folge ausgebrochenen Krieges eine Rekruten⸗Einſtellung in 
der Zeit vom 1. April bis 30. September vorgenommen werden, ſo gelten 
die, während dieſes Zeitraumes eingeſtellten Mannſchaften als am nächſt⸗ 
folgenden 1. October eingeſtellt. 

5) Die Entlaſſung eingeſchiffter 1 en der Marine kann jedoch erſt 
nach der Rückkehr in Häfen des Bundes erfolgen. 

6) Während des Reſtes der 7jährigen Dienſtzeit find die Mannſchaften zur 
Reſerve beurlaubt, Injeweit nicht die jährlichen Uebungen, nothwendige Ver: 
ſtärkungen oder Mobilmachungen des Heeres, beziehungsweiſe Ausrüſtungen 
der Flotte, die Einberufung zum Dienſt erfordern. x ö 

7) Jeder Reſerviſt iſt während der Dauer des Reſerveverhältniſſes zur 

Theilnahme an zwei Uebungen verpflichtet. Dieſe Uebungen ſollen die Dauer 

von je acht Wochen nicht überſchreiten. 92 
Die Commiſſion hat die Alinea's 1, 2, 3, 6 und 7 unverändert ges 

laſſen, Alinea 4 en Alinea 5 dahin abgeändert: Die Entlaſſung 

eingeſchiffter Mannſchaſten der Marine kann jedoch, wenn den Umſtänden 

0 ne frühere Entlaſſung nicht ausführbar iſt, bis zur Rückkehr in Häfen 
des Bundes verſchoben werden“, und endlich folgendes Alinea 8 hinzuge⸗ 
fügt: „Jede Einberufung zum Dienſte im Heere, beziehungsweiſe zur Aus⸗ 
rüſtung in ber June zählt für eine Uebung.“ ; 

„ v. Bodum» Dolffs beantragt in Alinea 8 hinter „Verſtärkungen“ 

einzuſchieben: „bei entſtehendem Kriege“. 

Abg. v. Hennig: in Alinea 4 der Commiſſionsfaſſung (5 der Vorlage 
entſprechend) hinter „werden“ einzuſchalten: „die Mannschaften von Schiffen, 
welche in fremden Meeren ftationirt find, muſſen ſpäteſtens drei Monate na 
Ablauf ihrer activen Dienſtzeit entlaſſen und auf Koſten der Marineverwaltung 
in ibre Heimath 3 werden.“ 

Derſelbe Abg. in Alinea 5 der Commiſſionsfaſſung (6 der Vorlage) 
hinter Verſtärkungen zu ſetzen: „verfügte Kriegsbereitſchaft “. 

Die Abgg. v. Hoverbeck und Duncker dem Alinea 4 der Commiſſions⸗ 
faſſung hinzuzufügen: „In Fällen dauernder Stationirung von Kriegsſchiffen 
in fremden Meeren iſt für eine regelmäßige Auswechſelung der Mannſchaften 
nach abgelaufener Dienſtzeit Sorge zu tragen.“ f 

2 xl elben Abgg. in Alinea 5 die Worte: „nothwendige Verſtärkungen“ 
zu en. 

Wäßrend der Debatte werden noch 2 Amendements geftellt: 

1) Vom Abg. Graf Schwerin: Die Worte: „nothwendige Verſtärkun⸗ 

en oder Mobilmachungen des Heeres“ zu ſtreichen und ſtatt derſelben zu 
ſetzen: „ferner drohende Kriegsgefahr oder eine Mobilmachung des Heeres 
dazu nöthigt, oder endlich der Ablauf der Präſenzzeit der bei Ausbruch eines 
ges während der Zeit vom 1. April bis 30. September ausgehobenen 
Rekruten, eine Verſtärkung der Cadres bis zum nächſten Einſtellungstermine 
von Rekruten wen macht.“ 

2) Von den Abgg. Lette, Graf Henckel, Stavenhagen: Statt der 
ie n Verſtärkung“ zu ſetzen: „bei außerordentlichen 

iſſen“. 

Abg. v. 1 1 für ſeine Amendements. Die Dienſtzeit in der Marine 
könne ſonſt leicht auf 4 Jahre oder noch mehr verlängert werden. Dies laufe 
aber der Verfaſſung zuwider. Solche Erſchwerungen lägen auch nicht im In⸗ 
tereſſe der Marineverwaltung, da die Leute dadurch zurückgeſchreckt würden, 
ſich dem Seedienſte zu widmen. Sodann befürwortet Redner das Amen: 
dement, aus Alinea 5 die Worte „nothwendige Verſtärkungen“ zu 

eichen; dieſe Worte wären ein ganz dager Ausdruck und räumten der 

ſerwaltung eine zu feat Kere ein. Das Amendement, dafür zu ſetzen 
> apa Kriegsbereitſchaft“ ſei correct und und vollkommend ausreichend. Er 
empfehle daſſelbe. 


Abg. Frhr. v. Moltke: Auch für mich liegt der Schwerpunkt des ganzen 
Geſehes 12 den Worten „nothwendige Verſtärkung“, Dem vom Reſſtenlen 
aufgeſtellten Grundſatz, daß die Freiheit Je Staatsbürgers nicht auf eine 
milde Praxis der Regierung, ſondern auf Geſetze baſirt fein muß, kann ich 
nur beitreten. Aber jedes Geſez wird einen gewiſſen Spielraum für die 
Ausübung der Behörden bieten müſſen, weil man nicht ges vorher übers 
eben kann, unter welchen Bedingungen das Geſetz zur Ausführung kommt. 
n den 88 60 und 62 der Verfaſſung wird nun a erdings eine Normalſtärke 
x das ſtehende Heer feſtgeſetzt, der $ 63 räumt aber dem Bundes ſeldherrn 
die Befugniß ein, die Höhe des Präſenzſtandes zu beſtimmen. — Das, was 
jetzt durch das Geſetz geregelt werden ſoll, hat früher öfter geidjehen müſſen, 
obwobl es nicht im Geſetze ſtand. Weil die Regierung aber in jeder Hinſicht 
die Geſetze achten will, und da fie überzeugt iſt, daß in gewiſſen Fällen bie 
Renſervenein . iſt, will ſie eben dieſe Befugniß geſetzlich ein⸗ 
gerdumt haben. Von mehreren Seiten hat man bollftändige Streichung be⸗ 
antragt; aber man fühlte bald ſelbſt, daß die Executſpgewalt leicht in die 
Notwendigkeit kommen könne, das Geſetz zu umgehen, und man bemühte 
desbalb, der allgemeineren Faſſung eine eingeengtere Form zu geben; aber 
55 au Wola reichen nicht aus. Das Amendement: „zu polttiſchen und 
855 Ibn dali ilichen Zwecken“ kommt der Regierungsvorlage noch am nächſten, 
ae jebo« femme iche Fälle zu umfaſſen, in denen eine Verſtärkung zur 
en t werden könnte. 


er offen in Ar Eben auswärts drohen, kann man nicht immer gleich das 


: ſchaft ſetzen; das würde die Reizbarkeit der Nach⸗ 
Abſict nicht ſein; le bie ri vergrößern. Das kann aber unſere 


wünſchen den ei 


dem urſprünglichen Entwurfe halte. Ganz daſſelbe 


dlichen Ausbau unſerer Verfaſſung zug auf dieſes Amendement zu ertheilen. 
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und die friedliche Entwickelung unſerer deutſchen Verhältniſſe, und nur, wenn 
man uns daran hindern ſollte, dann werden wir auch den Krieg nicht meiden. 
(Beifall.) Die Errichtung einer Miliz, wie fie geſtern bier betont wurde, wird 
wohl Niemand weiter im Hauſe wünſchen. Auch der Theorie von dem ſchwa⸗ 
chen Angriffsheer und dem ſtarken Vertbeidigungsheer kann ich nicht beitreten. 
Hätten wir ſie bei unſerem Heere in Anwendung gebracht, ſo würden wir im 
ua Jahre die Schlachtfelder nicht in Böhmen und Oeſterreich, ſondern in 
Schleſien und der Lauſitz, und noch weiter rückwärts gehabt haben. Dieſelbe 
Armee, die ſtark im Angriff iſt, wird aber auch ſtark ſein zur Vertheidigung 
im Innern. — Die andere Verbeſſerung: „Bei entſtehendem Kriege“, halte 
ich auch nicht für erſchöpfend. — Eine vollſtändige Streichung der Worte ift 
aber ganz irrationell, da es doch unmöglich iſt, zu beſtimmen, daß in einem 
nothwendigen Falle das Nothwendige nicht geſchehen ſoll. (Heiterkeit.) Sie 
brauchen Ueberſchreitungen der Behörden gar nicht zu befürchten, denn ob der 
Fall nothwendig geweſen iſt, unterliegt nachträglich noch Ihrer Beurtheilung, 
wenn die Koſten der Maßregel bewilligt werden ſollen. Wir Alle wünſchen, 
daß die Geſetze gehalten werden, hiefür iſt aber der beſte Weg, die Geſetze fo 
zu machen, daß fie gehalten werden können; ich empfehle Ihnen deshalb 
ful vac * Worte „nothwendige Verſtärkung“, ſtehen zu laſſen. (Bei⸗ 
all rechts. 

Abg. Lasker; Für mein Votum iſt hauptſächlich die Rückſicht auf die 
Pflichten maßgebend, welche den Staatsbürgern auferlegt werden ſollen. Ich 
erkenne an, daß das gegenwärtige Geſetz im Allgemeinen in ſich nützlich iſt 
und mehrfache Erleichterungen darbietet: eine Abkürzung der Dar dn Her⸗ 
ſtellung des Indigenats für die Armee und Erleichterung der Landwehr⸗ 
Uebungen, dennoch habe ich gegen die gegenwärtige Faſſung des vorliegenden 
Paragraphen ſo große Bedenken, daß ich im Falle unveränderter Beibehaltung 

egen das ganze Geſetz ſtimmen müßte. Bei einem Militärgeſetz, das die 
N Laſt der allgemeinen Wehrpflicht ſtatuirt, muß jedes Wort genau ge⸗ 
Bei werden. Es find ganz genau abzuwägen die einzelnen Stadien der ge⸗ 
etzlichen Verpflichtungen. Durch die Worte „nothwendige Verſtärkung“ wird 
aber die Grenze verwiſcht, welche zwiſchen dem Militär ſteht, das in den erſten 
drei Jahren dient und dem, das ſchon in der Reſerve ſich befindet. Dafür 
iſt gar kein Grund vorhanden, mit demſelben Recht könnte man es ja auch 
auf die Landwehr anwenden. Die nothwendige Mobilmachung iſt meiner 
nasse nach der einzige zuläſſige Grund, um die Reſerven einzuberufen, und 
es iſt überaus bedenklich, der Militärverwaltung hier eine größere Befugniß 
einzuräumen, Die Interpretation, die der Herr Vorredner dem Artikel 63 
der cle gegeben, halte ich nicht für richtig. Der Bundesfeldherr darf 
die Präſenzzahl nicht über die verfaſſungsmäßig ſenſiehende Zahl von 300,000 
Mann erhöhen; er hat nur die Befugniß, unter dieſe Zahl herunterzugehen. 
— Die vom Abg. v. Bockum⸗Dolffs vorgeſchlagene Faſſung iſt viel zu unbe⸗ 
ſtimmt, als daß ſie in ein fo bedeutendes Geſetz aufgenommen werden könnte, 
das den Schutz und die Verpflichtung der Staatsbürger betrifft. — Den 
Troſt, den uns der Herr Vorredner gegeben, daß wir ja bei der Vorlegung 
der Budgetrechnungen die Controle über die etwa zu Unrecht vorgenommene 
Einziehung der Reſerven hätten, können wir nicht acceptiren. Wir wiſſen aus 
Erfahrung, daß der Schutz der Rechnungs bücher nicht jo wirkſam iſt, wie der 
Schutz der Verfaſſung und des Geſetzes, und es muß uns wirklich Wunder 
nehmen, daß man uns von jener Seite den Weg zeigt, das Budget zu be⸗ 
nutzen, um der Regierung Widerſtand zu leiſten, während man uns früher 
doch dies Recht beitreiten wollte. Wir möchten deshalb lieber den ſicheren und 
zuverläſſigen Weg gehen und die Grenze geſetzlich feſtſtellen. Ich bitte Sie 
mit uns dies zu thun und uns das Geſetz dadurch annehmbar zu machen. 

Abg. Graf zu Eulenburg: Es iſt gar nicht moglich, die Grenze jo 

enau inne zu halten, da leicht Eventualitäten eintreten können, wo ſie über⸗ 
chritten werden muß; eine Epidemie im Heere kann z. B. dann Einberufung 
bon Reſerven ſchon wünſchenswerth machen. Man kann der Regierung hierin 
ewiß Vertrauen ſchenken und hat keinen Grund, einen Miß brauch der Be⸗ 
ugniß zu befürchten. An ein jo großes und bedeutendes Inſtitut, wie unſere 
Heereseinxichtung iſt, darf man nicht überall den Maßſtab des kleinlichen Privat⸗ 
rechts anlegen. Wenn wir nicht einmal ſo viel Vertrauen zu unſerem Bundes⸗ 
feldherrn haben, daß wir ihm nicht eine fo unverſängliche und unvermeidliche 
Befugniß einräumen wollen, ſo iſt es beſſer, gleich die ganze Armee abzu⸗ 
ſchaffen. Nehmen Sie die Commiſſionsfaſſung unverändert an. 
bg. v. Bockum⸗Dolffs erklärt, daß ſein Amendement, ſtatt der bes 
kämpften Worte zu ſetzen: „entſtehende Kriegsbereliſchaft“ durchaus correct 
ſei, zieht es indeß, da es ſo viel Widerſpruch gefunden, zu Gunſten d 
Hennig'ſchen zurück, deſſen Annahme er empfiehlt, damit die Einberufung der 
Reſerve, wodurch dem Lande eine große Laſt auferlegt werde, nicht ohne die 
deingenbfte Nothwendigkeit 
bg. v. Roon: Als A rdneter - 
Sache einzuftehen, welche die meinige, ja mein Werk iſt. Meine Gejunpbeit 
geſtattet mir nicht lange zu ſprechen, ich bin daher dem Abg. v. Moltke ſebr 
dankbar, daß ich ihn nur noch zu ergänzen brauche. Cine uus muß eine 
gewiſſe Stärke haben und wenn, wie in Oeſterreich, die Verbältniſſe dahin 
drängen, zu kleine Körper zu formiten, fo hat das die größten Nachtheile. 
Was den Kernpunkt des Streites betriſſt, fo wird er von den beiden Theilen 
wie von zwei berichievenen Planeten ausgeführt. Der Militär⸗Verwaltung 
iſt das Zweckmäßige immer das Nothwendige und man kann von ihr eine 
Anerkennung für das Nichtzweckmäßige niemals verlangen. Der Abg. Lasker 
erklärt durch die Rede des Freiherrn v. Moltke noch mißtrauiſcher geworden 
* ſein. Aber der Art. 63 ſollte dem Oberfeldherrn des Bundes nicht die 
acht geben, das ſtehende Heer willkürlich zu derſtärken, ſondern im Gegen: 
theil eine Erleichterung der Nation durch Verminderung des Friedensſtandes 


ch ermöglichen. Als Advocat kann der Abgeordnete Lasker dem Gegner feines 
Clienten wohl alles mögliche Schlimme unterlegen, aber als Geſetzgeber eines 


großen Landes muß er doch einen höheren Standpunkt einnehmen, muß ſich 
die Perſonen anſehen, die ihm gegenüber, den Bundesrath und die Regierun⸗ 
gen, die hinter ihm ſtehen. Es ift kein Zufall, daß der preußiſche Kriegs: 
miniſter hier als Abgeordneter unter Ihnen ſitzt, ein Zeichen für den Dualis 
mus ae en die Rechte der Regierung und des Landes wahrzuneh⸗ 
men. (Beifall. 

Das bedeutendſte Mitglied des Bundes, Sachſen, hat unſere Organisation 
redlich angenommen. Hätte die Regierung Willtür im Sinn, fie ließe Alles 
geben, wie bisher; aber fie zieht es vor, ein Geſetz vorzulegen, welch s das 

egalifirt, was früher adminiſtrirt wurde. (Beifall.) Wenn die Regie 
rung verhindert wird, das Nothwendige zu thun, die nothwendige Vecſtärkung 
eintreten zu laſſen, fo übernimmt der Abg. Lasker mit feinen Genoſſen die Ver: 
antwortung für die Unterlaſſung, die Regierung aber wird fortfahren müffen, 
darauf zu dringen, daß ihr die Hände nicht gebunden werden. Als Abgeord⸗ 
neter ſteht es mir nicht zu, eine Warnung auszuſprechen vor den Folgen der 
Streichung der beiden Worte und der Verſtümmelung eines Geſetz⸗Entwurfs, 
der die Rechte der Regierung und des Volkes feſthalten ſoll. Eine ſolche 
Verſtümmelung würde dem Bundesrath das Recht geben, den früheren Zu: 
el en zu laſſen. Darum nehmen Sie den § 6 unberändert an! 
eifall, 


Bundeskanzler Graf Bismarck: Die verbündeten Regierungen ſind bei 
der Vorlage dieſes Entwurfes nicht von dem Beſtreben geleitet worden, wie 
der Vorredner bereits entwickelt, die Machtvollkommenheit des Bundesfelpherrn 
und ſeiner Organe zu erweitern, ſondern umgekehrt, von dem Beſtreben, den 
Spielraum, welcher in der Staatsmaſchine der Willkür der Ausführungs⸗ 
Behörden gelaſſen worden ift, geſetzlich ſoweit zu beengen, wie es mit dem 
Wohlbefinden und der richtigen Furctionirung dieſer Maſchine irgendwie ver⸗ 
träglich iſt. Die Grenze für dieſes Beſtreben mit Ihnen gemeinſam zu finden, 
das iſt die Aufgabe unſerer heutigen Diskuſſion. Die Vertreter der verbün⸗ 
deten Regierungen ſind dabei meiner Anſicht nach bis an die Grenze der Mög⸗ 
lichkeit, ja über die Grenze der Zweckmäßigkeit hinaus entgegengelommen, Wir 
hatten im Bundesrathe die uns bekannt gewordenen Ahänderungsvorſchläge 
Ihrer Commiſſton einer forgfältigen und unparteiiſchen Prüfung von Neuem 
unterworfen. Wir haben darunter einige gefunden, die wir von unſerem 
Standpunkte aus für Verbeſſerungen des Geſetzes nicht anſehen konnten und 
deren Ablehnung zu empfehlen auch jetzt noch unſere Aufgabe bleibt, die aber 
doch nicht jo einſchneidend und jo verderblich für die Wirkung des Geiebt? 
uns erſchienen, daß wir bon ihnen das Schickſal des Geſetzes hätten abtangee 
machen ſollen. Mit dem ſeitdem eingetretenen Antrage, wie ihn vorbin 
Herr Abg. Lasker empfohlen hat, aus dem 
welche dem Bundesfeldherrn und ſeinen Organen eine 


ewiſſe, vor 
bemeſſende, vorſichtig zu übende Machtvollkommenheft d — mit biefem 


eläßt, 
renze, welche der Bunvesrath ſich bat ziehe 


übe en ogg ik ch forgfäl uf der einstimmigen Ueder⸗ 
er en. Er nach ſorgfältiger Prüfung zu der ein “ 
zeugung aller Regierungen gekommen, 8 mit der Aufnahme dieſes Princips 


in die Vorlage, mit der Streichung des in der Vorlage Feſtgebaltenen der 
Bundesrath und die verbündeten Regierungen zu ſhrem Velen orb mehr 
in der Lage ſein würden, die Geſetzesvorlage aufrecht zu denen — bort h. 
Sie würden fie damit als gefallen und zurückgezogen anieben 11 
Dieſelbe Erklärung würde die Annahme des mir bier vorliegenden Graf 
Henckel⸗Lette ſchen Amendements nicht haben, indem ich 115 enor dieſes 
Amendements dem Sinne und der Tragweite nach für 9 eichbedeutend mit 
: ma ce 
facie dem Antrage des Grafen Schwerin nicht! ich fühle mich 
in Vertretung des Bundesrathes nicht ermächtigt, dieſelbe Verſicherung in Ber 
5 ii Der Bundesrath ijt bel ſeinem 


es] mir gebrauchle Wendung einer 


n 5 7 
bgeordneter habe ich die Verpflichtung für eine! i 


88 diejenige Beſtimmung zu . 


Beſchluß theils durch techniſche Erwägungen 0 
weſenden General vor mir —— lud, theils durch politiſche geleitet 
worden. Die politiſchen allein würden für mich ausreichen, mich gegen dieſe 
beabſichtigten Amendements aufs Aeußerſte zu wehren, wenn nicht das 
Schickſal dieſes Geſetzes von deren Jerwerfung abhängig zu 


machen. Bringen Sie uns nicht in die unannehmbare Lage, daß Deutſch⸗ 


land die einzige Militärmacht ſei, welche durch Einberufung eines einzigen 
Reſerviſten legal ihre Abſicht Krieg zu führen ausſpricht und auszuſprechen 
gezwungen iſt. (Lebhafte Zuſtimmung.) Wir ſetzen uns der berechtigten In⸗ 
terpellation jeder Nachbarmacht aus, ſobald dieſe von Ihnen beabſichtigte 
Aenderung des Geſetztertes aufgenommen iſt, der berechtigten Interpellation, 
was wir damit ſagen wollen, wenn wir bei einem Regimente zur Anferti⸗ 
gung von Patrontaſchen einen Sattler als Reſerviſten einberufen; dann iſt 
die Präſumtion legal dafür, daß wir beabſichtigen Krieg zu führen, daß das 
Heer in Kriegsbereitſchaft iſt. Nöͤthigen Sie die Verwaltung der auswärtigen 
Ungelegenbeiten nicht in fo gefährlich ſchwebendem Zuſtand, wie wir ihn in 
dieſem Frühjahr gehabt haben, das Wort „Krieg“ auch nur in der Zuſam⸗ 
menſetzung von Kriegsbereitſchaft offen oder verſchleiert durch den Ausdruck 
„Notbſtand“ früher auszusprechen, als unbedingt nothwendig it. 5 

Die Truppen unſerer Nachbarn mit oder ohne Reſerve ‚ziehen im Reiche 
umher, verſtärken ſich, wie ſie wollen, und ſind in keiner Weiſe durch die Ge⸗ 
ſetzgebung darin genirt. Warum wollen Sie gerade dem eigenen Vaterlande 
im Intereſſe des Freiheitsſchutzes von Individuen, deren Freiheit in keiner 
Meile zu gefährden von der Regierung beabſichtigt wird, dem eigenen Vater⸗ 
lande dieſen Knebel, möchte ich jagen, anlegen, dieſen Zwang auferlegen, webr⸗ 
loſer zu bleiben, als es die politiſchen en Din nach ſorgfältiger Erwägung 
nothwendig machen. Daß wir mit dieſen Dingen nicht leichtfertig Aa er 
m. H., bat die Erfahrung gezeigt. Es hat in dieſem Frühjahr vielleicht an 
wenig Tagen gehangen, ob wir nicht zum Kriege kamen, und daß es nicht 
dazu gekommen iſt, iſt uns noch geſtern von einer Seite aus, der ich aus 
Gründen, die Sie würdigen werden, nicht geantwortet habe, bier zurückgerufen 
worden; und wir haben den Beweis jedenfalls geliefert, daß wir den Frieden 
auf das Sorgfältigſte wahren mit Schonung aller Intereſſen, daß wir die 
Machtvolllommenheit, die der Regierung geſetzmäßig bleibt, den Spielraum 
einer gewiſſen Willkür, in einer ſchonenden, wohlwollenden, die Rechte der 
Individuen und den Frieden des Landes achtenden Weiſe handhaben, und Sie 
können darauf rechnen, daß dies auch ferner in der Zukunft der Fall ſein 
wird. Aber machen Sie uns die Schonung des Friedens nicht unmöglich, 
indem Sie Dinge einer ee Regulirung unterziehen wollen, einer ges 
ſetzlichen Clauſel, die die Möglichkeit folher im wohlverſtandenen Intereſſe der 
8 15 en des Landes getroffenen Beſtimmungen abſolut entzieht. (Leb⸗ 

aftes Bravo. ie: 

Abg. Graf Schwerin befürwortet fein Amendement, das lediglich den 
Sinn einer Vermittelung habe. Es könnten namentlich auch diejenigen dafür 
ſtimmen, die jedenfalls der Regierung eine unbeſchränkte Befugniß, nach ihrem 
Ermeſſen den Zeitpunkt zu beſtimmen, wo eine Verſtärkung nothwendig iſt, 
nicht einräumen wollen. Redner kann ſich zwar auch den Standpunkt der⸗ 
jenigen erklären, die zwar nicht aus Mißtrauen, aber aus Pflichtgefühl eine 
ſolche Willkür der Regierung nicht einräumen wollten, wird aber doch, im 
Falle der Ablehnung ſeines Amendements, auch für die Worte „nothwendige 
Verſtärkung“ votiren. f 

Die Diecuffion über $ 6 wird geſchloſſen. 

Referent Abg. Tweſten: Der Herr Abg. v. Roon und der Herr Bundes⸗ 
kanzler haben einige Aeußerungen gemacht, welche die „nothwendige Verſtär⸗ 
kung“ bedenklicher machen als je. Man wollte eben in der Commiſſion nicht, 
daß die Regierung einen einzelnen Sattler oder Reſerviſten unter dem Vor⸗ 
wande einer nothwendigen Verſtärkung der Armee einziehen dürfte, ſondern 
dies ſolle nur erlaubt fein, wenn wirklich objectiv zwingende Gründe vorlagen. 
Dieſe Zweckmäßigkeit ſoll aber nicht mit bolitiiden Nothwendigkeitsgründen 
verwechſelt werden. Das ſoll ausgeſchloſſen werden. Auch der Herr v. Roon 
verwechſelt zweckmäßig im Sinne der Militärberwaltung und nothwendig. 
Referent ſpricht ſich in längerer Rede für Streichung der 
Bau ag A 2 (gend Prange 

Stavenhagen (Halle) proteſti Bew 
Derselbe habe nicht de Majorität, ſondern vle Minorität der Commiſſion ver⸗ 
treten. 1 
Bundeskanzler Graf Bismarg: Der Herr Berichterſtatter hat eine von 
er Weile benutzt, in der ich den Sinn, in dem 
ich fie brauchte, doch nicht richtig wiederfinden kann und die ich 
berichtigen mich gendtbigt fühle. Ich habe nicht geſprochen oder etwa bei Ans 
nahme der Commiſſtonsanträge in Ausſicht geitellt, daß die Bundesbehörden 
in Anſpruch nehmen, täglich Sattler oder andere Handwerker einzuziehen. 
Er die Vermuthung, dies 
Referenten doch belannte Artikel 8 des Geſetzes ſchützen ſollen, woraus klar 
iſt, daß der Bundesſeldherr ſich nicht in das Lederzeug einer einzelnen Com⸗ 
pagnie oder die Einberufung eines Sattlers miſchen wird. Ich habe einen 
ſolchen Sattler nur als Beispiel für viele Handwerker angeführt, die bei dro⸗ 
hender Kriegsgefahr eingezogen werden. Das iſt in der 
man bei bevorſtehender Kriegsgefahr thut, daß man die Armatur vervoliſtän⸗ 
digt. Ich würde dei folder Kriegsgefahr ſchon bei dem erſten Stadium, wo 
ich Sattler und Handwerker einziehe, dadurch mich der Gefahr ausſetzen, vom 
Nachbarſtaate interpellirt zu werden, wie ich dazu komme, Reſerven einzu⸗ 
ziehen. Ich hätte erwartet, daß der Herr Referent die uns ſo nöthige Zeit 
nicht er Mißverſtändniſſe und in Folge deſſen erforderliche Berichti⸗ 
gungen nehme. 

ei der Abſtimmung werden die Alin, 1—3 des 8 6 faſt einſtimmi 
angenommen. En 4 der urſprünglichen Vorlage wird nicht wieder er 
ſtellt. Alin. 4 der Commiſſtonsfaſſung nach Ablehnung der Amendements 
von v. Hoverbeck und v. Hennig angenommen. Die Amendements zu Alin. 5 
der Commiſſion werden der Reihe nach abgelehnt; zuerſt das b. 
dann des Grafen Schwerin gegen eine ſtarke Minorität, dann faſt einjtimmig 
das des Grafen Henckel, das des Abg. v. Lodum Balfe wird zurückgezogen. 

Endlich wird der Paſſus in der Faſſung der Commi 
Berftärtungen“) mit 165 gegen 81 8. 2 { 
mung genehmigt und iſt damit das v. Hoverbech ſche Amendement beſeitigt. 
Das ganze Alinea wird en Iehr großer Majorität genehmigt, ebenſo der 
Reſt des § 6 und der ganze § 6. - 

N der namentlichen Abſtimmung Bal bunt Nein (alfo für 
das Hoverbechſche Amendement): Aiman, cr, n. Baldamus, Bebel. 
Becker (Oldenburg), Dr. Blum (Sachse h apowsl „ b. Bockum⸗Dolffs, Dr. 
Böckel, Buddenderg, v. Carlowit, d. EB abi i (Roften), Cornely, Deutz, 
Duncker, Förfterling, v. Jordendeck Dr, dung, Gödderz, Gommelshauſen, 
Graf Grotbe, Günther (Sachen), bas 2. Harkort, Hausmann, v. Hennig, 
Heubner, Frhr. v. Hilgers, Hoffaaak chr. v. Hoberbed, Dr. Hüffer, Dr, 
Jäger, Janſen, Kannegießer, — ; 
Rreug, Lasker, Lautz, Dr, Leitner, 
Meulenbergh, Dr. Meyer 


g Liebknecht, v. Mallinckrodt, zur Megede, 
teich, Obm, Pauli, Be, E 


Muller, Neubronner, Oehmichen, Deiterr 
8 Dr. Reinicke, Richter, Riedel, Robland, 
Roß, Runge, Ru 5 e Dr. b. S auden, Dr, Schaffrath, Dr. Schläger, 
Schraps, 8 Wiggers (Berlin), 
urmühlen 
a Human { 
8 le br . 8 und Graf Schwerin. 
er 8 9 wird in der Fa 
12 131 der n ohne 5 Amendements Duncker (zweijährige Dienſt⸗ 
eit für gute Turner und Schützen) und d. Hoverbeck (Landwehr⸗Ofſiziere 
ſollen eee vorgeſchlagen werden). 

813 enthält die beſonderen Beſtimmungen der Marine in 8 Nummern, 
darunter in Nr. 4 die Beſtimmung: Die See⸗Offiziere der Reſerve und 
Seeg konnen nach Maßgabe des Bevürfniſſes zu den Uebungen der acli⸗ 
bärpiſes ein dre ogen werden. Die Commiſſion ſchaltet hinter „Be⸗ 

: dreimal. 
Abg. M 
eit in der activen Marine kann für Seeleute von Beruf und für das Ma⸗ 
chinenperſonal in Berückſichtigung ihrer techniſchen Vorbildung und nach Maps 
gabe ihrer Ausbildung für den Dienſt auf der Kriegsflotte bis auf eine ein⸗ 
jährige active Dienstzeit verkürzt werden“) zu jagen: Die Dienſtzeit in der 
activen Marine wird für Seeleute von Beruf, welche vor der Einberufung 


wie ſie von dem unter uns an⸗ 


hat das erſte, was 
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orte „nothwendige 
die Worte des Referenten. 


deswegen zu 


gemeint zu haben, hatte mich ſchon der dem 
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Henni „ 


on ( nothwen dige 
Stimmen in namentlicher Abſtim⸗ 
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eller, v. Kirchmann, Knapp, Kraz, 


chweitzer, Tweſten, v. Unruh, Dr. Waldeck, 
r. Wiggers (Roftod), Windthorſt, 


Dr. Yıd, Bernigfen, Dr. Braun (Wiesbaden), Fries, 


aragraphen, die Anlaß zu einer Debatte 
ng der engge wieder hergeſtellt, 8 11 


eier (Bremen) beantragt ſtatt der Nr. 3 der Vorlage („bie Dienſt⸗ 


zum Dienſt minveſtens dier Jahre auf norddeutſchen Handelsſchiſſen gedient 


haben, auf ein Jahr gekürzt. Dieſelde Verkürzung kann für das 
perſonal in Berückſichtigung der techniſchen Vorbildung und nach Maßgabe 
der Ausbildung für den Dienſt auf der Kriegsflotte ſtattfinden. 

Derſelbe Abgeordnete will das Recht zum einjährigen freiwilligen Dienſt 
in der acliden Marine, wozu die vorſchriftsmäßige Qualification oder das 
Steuermannsexamen berechtigt, auf die na 
Eintritt in das dienſtpflichtige Alter ausdehnen. ; 

Abg. Meier (Bremen) motipirt feine Anträge, um das Vorurteil der 
Seeleute zu ſchonen und ſie nicht in Verſuchung zur Deſertion zu re 
Bundescommiſſar Jachmann erklärt ſich gegen die Anträge und für gleiche 
are der Bundesangehdrigen in der Armee und in der Flotte. 

ntrag au 
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Schluß wird angenommen. Nach einigen Worten des Referenten 


Maſchinen⸗ 


ſten drei Jahre nach dem 
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den folgenden Saint 


Schlu Bunſen: ob den Seeleuten des ee 


chen 


5 1) Bericht über 
Entwurf eines Poſtgeſeßes, 2) Schlukberathung über den Antrag v 
Sale und Genoſſn, 2) Abjlimmung über das heute durchberolheng MIT 


Berlin, 18. Octbr. [Amtliches.] Se. Mai. der König hat dem kpl. 
portugieſiſchen Oberſten und Se aden e Dom Luiz Mascarenbas 
den rothen Adlerorden zweiter Klaſſe, dem Secretär des archäologiſchen In⸗ 
ſtituts zu Rom, Dr. Hen zen, den rothen Adlerorden dritter Klaſſe mit der 
Schleiſe und dem kaiſerl. ruſſiſchen Stabs-Capitän Wilhelm Metsberg den 
königl. Kronenorden vierter Kiaſſe verliehen. 

Dem Zuckerfabrikanten Ferdinand Knauer zu Gröbers bei Halle a. S. 
iſt unter dem 14. October 1867 ein Patent auf eine Vorrichtung zum Sor⸗ 
tiren von Früchten nach dem ſpecifiſchen Gewichte auf 5 Jahre ertheilt worden. 

Der Kreisrichter Tümler in Tecklenburg iſt zum Rechts⸗Anwalt bei dem 
Kreisgericht daſelbſt und zugleich zum Notar im Departement des Appel: 

ons⸗Gerichts zu Münſter, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in Ibbenbüren, 
ernannt worden. (St.⸗Anz.) 

[Die Gerüchte über eine Zuſammenkunft unſeres Kö⸗ 


tens der Wah 


u 
zeichneten ee ehen ſofort (am 6. d. a 
worden, es alſo une 


vorſtände während des Wahlacts die Wähler aufge 
fordert 7 — r Sms wi *. ben ſo weni hatten in — Wade 
% 
zeitig den Herrn — dbter, dieſer Berichtigung die weitere Folge 
zu geben. Die Berichtigung iſt aber bis jetzt micht öſfenllich erfolgt, daher 
wir Veranlaſſung nehmen, die Denunciation, was das Verhalten der hieſigen 
Wabldorſtände betrifft, hierdurch öffentlich als falſch zu bezeichnen. 

Gevelsberg, den 13. October 1867. 


Die Wahlvorſtände. 
(Folgen die Unterſchriften.) 

Berlin, 17. Octbr. [Das Verhältniß der ſüddeut⸗ 
ſchen Staaten zum norddeutſchen Bunde.] Die Regierung 
hat zuverläſſige Nachrichten, daß die Cabinette in Stuttgart und Mün⸗ 
chen den Zollvertrag und das Schutzbündniß in ihren Volksvertretungen 
durchſetzen werden. In der würtembergiſchen zweiten Kammer faßt die 
föderaliſtiſch⸗ultramontan⸗demokratiſch⸗republikaniſche Partei nicht die Hälfte 
der Mitglieder in ſich, während die Entſcheidung von der Haltung der 

eralen Partei abhängt, welche in Ermangelung von Conſervativen, 
die Rechte bildet. Die liberale Partei richtet ſich in ihren Abſtimmun⸗ 
zumeiſt nach der miniſteriellen Inſpiration, und es unterliegt keinem 
Zweifel, daß Freiherr v. Varnbüler ſich nicht ſelbſt eine Niederlage in 
ſo wichtigen Fragen zuziehen will. Dagegen verlautet, daß die baieri- 
e Kammer der Reichsräthe die Verwerfung beider Verträge beab⸗ 
ſchuge. Ruft auch Fürſt Hohenlohe feine Getreuen herbei, jo thun 
eine Gegner desgleichen, und die Gegner ſind zahlreicher, als die 
Freunde. Der baieriſche Premierminiſter wird aber, fo heißt es, den 
chlag rubig pariren. Eine Ernennung neuer Reichsräthe ſoll nicht 
angethan fein, aber eine abermalige günſtige Abſtimmung der zweiten 
ammer foll hinreichen, die erſte Kammer zur Nachgiebigkeit zu ſtim⸗ 
men. Wäre es ſonach ſicher, daß beide Verträge, welche jetzt die ein⸗ 
zigen — nicht Brücken aber doch Laufſtege über den Main bilden, zur 
Annahme gelangen, ſo iſt damit doch die Stellung zwischen Nord und 
ud noch lange nicht geklärt. Das Haupthinderniß eines Eintrittes 
der ſüddeutſchen Staaten in den norddeutſchen Bund bildet nicht Wür⸗ 
temberg, ſondern Baiern. Hohenlohe iſt ein charakterſchwacher Mann, 
ein unklarer Kopf, der nicht weiß, was er will. Vor etwa fünf Mo⸗ 
naten ließ er durch Herrn v. Mohl einen ſüͤddeutſchen Parlamentsent⸗ 
wurf ausarbeiten, bei deſſen Abfaſſung Beuſt nicht unbetheiligt war, 
en Hohenlohe überarbeitete, Danach ſollten beide Parlamente, das 
neben einander berathen. Gegen die Be⸗ 
denen nig von Preußen ein Veto zuſtehen, wäh: 
Rärkten Bundesrath eranfimmender Beſchlaſſe durch eine Art von ver 


erfolgen ſollte. Natürlich ſollte Baiern in Süd⸗ 
deutſchland die Leitung übernehmen. Der — ſcheiterte an dem 


Widerſpruche Wurtembergs und Badens; man verſtändigte ſich, wie 


auch Herr v. Frepdorſf in der badiſchen Kammer angedeutet hat, über 


den Anschluß an den Nordbund, und verſzändigte ih nicht über das 
Wie des Anſchluſſes. Inzwiſchen ſoll, ſoviel i 5 Ha gelangten 
doll utungen zu erſehen, Hohenlohe auf anderen Spuren gehen. Er 
der Meinung huldigen, daß zwiſchen dem Zollparlament und den 
Ren tagen nicht eine parlamentariſche Korperſchaft — der norddeutsche 
Be stag — mit ausgedehntem Reſſort exiſtiren könne, ſoll alſo für 
ſce dung des Reichstages geſtimmt fein. Aber auch in dleſem Punkte 
fu ME er ſich nicht über die Mittel und Wege klar zu fein. Die Ber 
E Miffe des Reichstages auf das Zollparlament zu übertragen, würde 
— allerwenigsten in feiner Abſicht liegen, weil dadurch die baierifche 
delbſtherrlichkelt arg geſchmälert würde. So mochte er wohl die brevi- 
Remu-Abſchaffung des Reichstages, da das Zollparlament fo geringe 
Befugniſſe beſitzt, daß es den Regierungen wenig in die Quere kommen 
we / 
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könnte. So fol heute Herr v. Hohenlohe denken. Morgen iſt ein 
anderer Tag, und: ein anderer Tag, ein anderer Sinn. 

Aus Mecklenburg, 15. Oct. [Beſtrebungen für eine con⸗ 
ſtitutionelle Verfaſſung.] Aus mehreren mecklenburg⸗ſchweriniſchen 
Städten find jetzt ebenfo wie aus Strelſtz Petitionen für eine conflitu- 
tionelle Landesverfaſſung an den Reichstag geſchickt. Da der conſti⸗ 
tuirende Reichstag ſich ziemlich abgeneigt gezeigt hatte, die mecklenburgi⸗ 
ſchen Verhältniſſe näher zu berückſichtigen, und da namentlich die Competenz 
zur Einwirkung des Bundes auf die Verfaſſungen der Einzelſtaaten nicht in 
die Bundesverfaſſung aufgenommen iſt, fo war die liberale Partei hier im 
Allgemeinen der Anſicht: den bevorſtehenden mecklenburgiſchen Landtag 
abzuwarten, um darnach erſt die zwecks Aenderung der veralteten und 
dem neuen politischen Zuſtande unangemeſſenen Einrichtung zu ergreifen⸗ 
den Maßregeln in Erwägung zu ziehen. Nachdem indeſſen durch die 
Petitionen Strelitzer Städte die mecklenburgiſche Verfaſſungsangelegenheit 
nun doch vor den Reichstag gebracht iſt und die Petitionscommiſſion 
dem Abgeordneten Wiggers⸗Roſtock das Referat übertragen hat, ift man 
auch hier zu dem Entſchluß gekommen, den betreffenden Wünschen in 
Petitionen an den Reichstag Ausdruck zu geben. Die mecklenburgiſche 
Geſetzgebung und die Praxis der Adminiſtratiobehörden iſt allen politi- 
fen Agitationen fo ungünstig, daß man auf dergleichen und namentlich 
von der Gewinnung zahlreicher Unterſchriften mit Hilfe der Preſſe und 
von Verſammlungen von vornherein verzichten muß. Man denkt auch 
nicht an einen zwingenden Beſchluß des Reichstages, ſondern an eine 
moraliſche Unterſtützung der auf Wiedererlangung der conſtitutionellen 
Staatseinrichtungen gerichteten Beſtrebungen durch die Autorität dieſer 
wichtigen politiſchen Koͤrperſchaft. Die von Roſtock abgeſchickte Adreſſe, 
deren Wortlaut die übrigen ſich wahrſcheinlich mehr oder weniger nahe 
anſchließen, schließt nach einer Darlegung des Standes der Verfaſſungs⸗ 
angelegenheit mit dem Petitum: 

„Allen Reformbeſtrebungen ſteht die entſchiedene Weigerung des Standes 
der Ritterſchaſt de welcher grundſätzlich feſthält an feinen Privilegien 
und bei einer Verba dlung mit der Landesregierung durch feine Deputirten 
bei den commiſſariſch⸗deputätiſchen Verhandlungen im Jahre 1851 erklärt hat, 
„daß bei einer Reform nicht das Beſtehende umgeſtürzt, ſondern befeſtiat wer⸗ 
den müſſe.“ — Die Wünſche der überwiegenden Mehrzahl der Bevölkerung, 
welche in den Reichstagswahlen wiederholt einen unzweideutigen Ausdruck 
efunden haben, können in Mecklenburg ſich nicht Gehör, noch eg ber» 
ſcaffen, weil fie keine politiſche Vertretung haben, und well politiſche Kund⸗ 
ebungen in der Preſſe, in Vereinen und Verſammlungen durch die mecklen⸗ 
burgiiche Geſetzgebung unmöglich gemacht find. Jadem wir auf die Si üten 
der Reichstags Abgeordneten Pr. Jul. Wiggers? „Das Verfaſſungsrecht im 
Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin“, Berlin 1860, und des Dr. Prosch: 
„Die Stellung Mecklenburgs im norddeutſchen Bunde“, Roftod 1867, uns 
beziehen, bitten wir den hoben Reichstag: feine gewichlige Fürſprache dale 
eintreten laſſen zu wollen, daß Mecklenburg eine conſtitutionelle Lardesver⸗ 
be mit frei gewäblten Vertretern, deren Zuſtimmung bei jedem Landes 
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et und bei der Feſtſtellung des Staatshaushaltes erforderlich it, ſchleunigſt 
wieder erhalte.“ 


Noſtock, 16. October. [Für conſtitutionelle Verfaſſung.] 
Der Gutsbeſttzer Dr. Bade auf Griebow hat dieſer Tage ein Ans 
ſchreiben an den engeren Ausſchuß von Ritter⸗ und Landſchaft in Be⸗ 
zug auf die Einführung einer conſtitutionellen Verfaſſung für Mecklen⸗ 
burg gerichtet. Dem Schreiben liegt als Anlage folgender Antrag 
nebſt ausführlicher Motivirung an: „Stände wollen nunmehr be⸗ 
ſchließen, an Serenissimi das unterthänigſte Geſuch zu richten: Aller⸗ 
hoͤchſidieſelben wollen baldthunlichſt die erforderlichen Schritte einleiten, 
damit auch Mecklenburg eine den übrigen Staaten des norddeutſchen 
Bundes analoge conſtitutionelle Verfaſſung erhalte. 


Belgien. 

Brüſſel, 14. Oct. [Der Baron v. Bille⸗Brahel hat geſtern 
eine Abſchieds⸗Audienz bei dem Könige gehabt. Mit feiner Abreiſe hort 
die Vertretung Dänemarks durch einen bevollmächtigten Miniſter am 
hieſigen und holländiſchen Hofe auf. Herr v. Bille⸗Brahe wird als 
Vertreter Dänemarks nach Florenz gehen. 

[Prim.] Es wurde neulich das Gerücht verbreitet, der General 
Prim fei von der Regierung aus Belgien verwieſen worden; dieſem iſt 
zwar widerſprochen, jedoch will der General Belgien verlaflen und beab- 
ſichtigte, fi nach Holland zu wenden; die holländiſche Regierung hat 
jedoch, wie der „Nord“ berichtet, ihm den Aufenthalt daſelbſt nicht ge⸗ 
18 1. Debu ck, ] der feit einer ganzen Reihe von Jah 

er ebud, einer ga e von Jah⸗ 
ren a Bi 5 — Geſtalt die Aufmerkſamkeit erregt, wird demnächſt 
wieder eine Fortſetzung haben. Das Eivil-Zribunal von Antwerpen hat ent⸗ 
ſchieden, daß der Kläger Debud zum Beweiſe auf jedem gerichtlichen Wege, 
auch durch Zeugen, zugelaſſen werden ſoll, daß die Jeſuiten ſich der ihm ww 
kommenden Nachlaſſenſchaft der Deboey unrechtmäßiger Weiſe bemächtigt bar 
ben. Nun iſt der Pater Phoir, die Hauptperſon in dieſem Prozeſſe, auf den 
4. November vor den Richter citirt worden; der Pater L'hoir hat aber vor⸗ 
gezogen, nach Rom zu reifen, und wird ſchwerlich erſcheinen. (K. 8.) 


b urg, Mitte October. [Die Nicolaibahn. — 
e — Der Grundbeſitz in Litthauen. 
— Verurtheilung.] Neben der Frage nach der Wiederbeſetzung des 
durch den Tod des Grafen Tolſſo (eined perſönlichen Freundes des 
Kaiſers) erledigten Amtes des Minifterd der Poſten und Telegraphen if 
es immer noch der Verkauf der Nicolaibahn, der das Publikum lebhaft 
beſchäftigt. Die Abneigung eines großen Theils der Preſſe gegen die 
Uebertragung dieſes Schienenweged in ausländiſche Hände hat ſich all⸗ 
mälig weiteren Kreiſen mitgetheilt und aus dieſer, an und für ſich blos 
fecundären Angelegenheit eine Art Principienfrage gemacht, deren Austrag 
wie ein politiſches Ereigniß angeſehen wird. Nachdem ſich die Gerüchte 
von dem Verkauf dieſer Bahn an die Herren Wyntans, v. Rolhſchild u. m. 
der Reihe nach als ungegründet erwieſen haben, beftätigt die officielle 
„Nord. Post“ neuerdings, daß mit der Direction der großen ruſſiſchen 
Eiſenbahn⸗Compagnie (der Eigentümerin der Linie Petersburg⸗Wirballen 
und Wilna⸗Warſchau) Verhandlungen angeknüpft worden ſind, daß der 
Abſchluß des Geſchäftes aber noch von der Zuſtimmung der General: 
Verſammlung der Actionäre abhängig ſei. Dieſe Nachricht iſt von der 
großen Anzahl derer, die in dem Verkauf der Moskau: Petersburger 
Linie an Ausländer eine nationale Demüthigung ſahen, mit großer Be⸗ 
friedigung aufgenommen worden und bei der Rentabilität der in Rede 
ſtehenden Linie iſt die Realiſtrung des ſchwebenden Geſchäftes ziemlich 
wahrſcheinlich, obgleich über die Summe, welche der Staat fordert, noch 
nichts Sicheres verlautet. Eine Beſſerung der Finanzen iſt von dieſer 
Maßregel übrigens in keiner Weiſe zu hoffen, da die Regierung bereits 
vor ſechs Monaten in bündigſter Form erklärt hat, der Erlös fei aus⸗ 
ſchließlich für den Fond zur Erweiterung des ruſſiſchen Eisenbahnnetzes 
beſtimmt. — Der finanziellen Zukunft des Reiches wird vielmehr ziem⸗ 
lich muthlos entgegengeſehen, ſeit das Gerücht von einer bevorſtehenden 


dritten inneren Prämienanleihe wieder aufgetaucht iſt, dieſes Mal ohne 


direct dementirt worden zu fein. Wie die Petersburger Correſpondenzen 
verſchiedener über finanzielle Dinge gut unterrichteter Blätter (namentlich 
der „Rigaſchen Zeitung“ und der in Moskau erſcheinenden „Ruſſtiſe 
Wjadomoftti“) wiſſen wollen, beabsichtigt der Finanzminiſter, noch vor 
Schluß des Jahres Obligationen zu je 50 Rbl. S. in größerem Maß ⸗ 
ſtabe zu emittiren, mit 5 Procent zu verrenten und durch Gewinne von 
je 200,000 Rbl. S. zu prämiiren. Die moralische Wirkung einer ber 
artigen Maßregel wäre unberechenbar und würde zumädhft den 25 
der beiden bereits beſtehenden inneren Anleihen, die nur auf Koften 


——— 


übrigen Staatöpapiere erträglich ſtehen, tief hinabdrücken. Außerdem 


würde die Annahme, daß der Erlös zu kriegeriſchen Zwecken beſtimmt 
ſei und die Vermehrung der disponiblen Mittel mit aggreſſiven Abſich⸗ 
ten im Orient zuſammenhänge, von peinlichſtem Einfluß auf das Ge⸗ 
ſchäftsleben fein. — Bezüglich der Beſetzung des Poſtminiſteriums, einer 
Stellung, die eigentlich nur zur Befriedigung des Ehrgeizes des verſtor⸗ 
benen Grafen Tolſtoy geſchaffen worden war, werden die Namen Fürft 
Suwarow (1848—61 General⸗Gouverneur von Lio⸗, Eſth⸗ und Kur⸗ 
land, 1861 bis zum April 1866 General⸗Gouverneur von St. Peters⸗ 
burg) und Graf Baranow (fucceffive Präſident der großen ruſſiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft, April bis November 1866 General⸗Gouverneur der 
Oſtſeeprovinzen, ſeitdem Chef der nordweſtlichen Gouvernements) ge⸗ 
nannt; die Verſetzung Baranows aus Wilna nach Petersburg wird be⸗ 
ſonders eifrig von der Moskauer Partei betrieben, die mit dem milden 
und humanen Regiment des Grafen in den ehemals polniſchen Ländern 
höchſt unzufrieden iſt und denſelben am liebſten durch einen neuen 
Murawjew erſetzen würde. Am 10. Dezember d. J. läuft bekanntlich 
der Termin für den Verkauf der ſequeſtrirten litthauiſchen Güter an 
ruſſiſche Käufer ab und die polenfeindliche Demokratie fürchtet, der Graf 
werde eine Verlängerung dieſes Termins erwirken, um die Conſiscation 
jener Güter hinauszuſchieben. Da es mit der Feſiſezung des ruſſiſchen 
Grundbeſitzes in jenen Provinzen ſchlechterdings nicht vorwärts geht, 
verſchiedene ruſſiſche Güterkäufer ſogar ihre neuen Beſitzungen im Stich 
gelaſſen und auf ihre Anzahlungen verzichtet haben, um den unerträg⸗ 
lichen Zuſtänden dieſes ſchwer geprüften Landes zu entfliehen, fo wäre 
die Verlängerung jener Friſt ein empfindlicher Schlag für die Ruſſifſca⸗ 
tionspartei, deren Anfehen bereits ſeit längerer Zeit ſtark im Sinken iſt. 
— Das Tageblatt „Peterburgska Gaſeta“ if mittelſt Urtheils des 
Petersburger Gerichtshofes unterdrückt, der Redacteur zu Smenatlihem 
Gefängniß verurtheilt worden. 


© Aus Livland, Mitte October. [Ruſſificirung. — Die 
Preſſe. — Unzufriedenheit. — Die Stände.] Das Füllhorn 
der ruſſificatoriſchen Maßregeln, welche über unſere Provinzen ausge⸗ 
goſſen werden ſollen, iſt nach den neueſten Petersburger Nachrichten noch 
immer nicht erſchoͤpft. Der Einführung der ruſſiſchen Sprache bei den 
Kreisbehoͤrden und in den Geſchichtsunterricht der Gomnaſien von Riga 
und Reval ſollen die Begründung ruſſiſcher Progymnaſien in denſelben 
Städten, die Stiftung von vier Stipendien für Ruſſen bei dem Dor⸗ 
pater Lehrerſeminar, endlich der Verſuch einer ruſſiſchen Zeitung in Riga 
folgen. Unter den nahezu dreißig Journalen, welche in Riga, Reval, 
Dorpat, Pernau und Libau erſcheinen, gab es bis fetzt kein einziges 
ruſſiſches Blatt; das Experiment, das mit einem ſolchen in Riga wäh⸗ 
rend der 50er Jahre gemacht worden war, hatte ein ſo trauriges Ende 
genommen, daß Niemand auf den kühnen Gedanken einer Wiederholung 
deſſelben verfallen war. Den unermüdlichen Verleumdungen, welche die 
„Mosk. Z.“ gegen die ausnahmslos in deutſchem Sinne redigirte Preſſe 


Lio⸗ und Eſtlands ausgeſtreut hat, iſt es gelungen, die Regierung zum 


Entſchluſſe zu bewegen, eine ruſſiſche Riga'ſche Zeitung zu begründen, die 
einen halbofficiellen Charakter tragen ſoll, wie der „Invalide“ neulich 
mittheilte. Will die Regierung ihr ſchwerbelaſtetes Ausgaben⸗Budget 
nicht dauernd mit einem beträchtlichen Poften bereichern, fo läßt ſich der 
Ausgang dieſes Experiments mit Sicherheit vorausſagen: das projectirte 
Blatt iſt binnen Jahr und Tag bankerot, denn von den 35,000 Ruſſen, 
welche in den Oſtſeeprovinzen leben, können die wenigſten leſen. Das 
betreffende Publikum redueirt ſich auf einige künſtlich zu „Patrioten“ ge⸗ 
machte Kaufleute und die Offiziere der Garniſon. Bekanntlich erſcheinen 
alle irgend bemerkenswerthen Organe der ruſſiſchen Preſſe in den beiden 
Hauptſtädten — es müßte wunderlich zugehen, wenn das erſte brauch⸗ 
bare ruſſiſche Provinzialblatt in einer weſentlich deutſchen Provinz er⸗ 
ſtünde. Das oben erwähnte ruſſiſche Blatt, der „Oſtſee⸗Bote“ (Oſtſegski 
Weſinik), das ein Deutſcher, Herr Iwerſen, 1857 herausgab, hat kaum 
ſechs Monate lang beſtanden. — Die Unzufriedenheit und Mißſtimmung 
der ſonſt jo lopalen Bevölkerung unſeres Landes hat ihren höchſten Grad 
erreicht und wird nicht verfehlen, in den leitenden Petersburger Kreiſen 
einen böhft nachhaltigen Eindruck zu machen. Hatte man ſich an ent⸗ 
ſcheidender Stelle doch einreden laſſen, in den Oſtſeeprooinzen ſei man 
politiſch ſo indifferent, daß geſchehen könne, was da wolle. Die neul ch 


gebrachte Mittheilung, Ritterſchaft und Städte Livlands bereiteten die | 


Abſendung einer Deputation an Se. Majeſtät den Kaiſer vor, iſt offen⸗ 
bar verfrüht. Das berechtigte Organ der Stände des Landes, der liv⸗ 
ländiſche Landtag, tritt erſt am 4. (16.) November d. J. zuſammen 
und ein Beſchluß, wie der in Rede ſtehende, kann außerhalb des Land 
tages nicht gut gefaßt werden. Mit Spannung ſieht man allenthalben 
dem Zuſammentritt dieſer Verſammlung entgegen, die nicht umhin kön⸗ 
nen wird, die beiſpielloſen Rechtsverletzungen der letzten Monate öffent» 
lich zur Sprache zu bringen. Daß die Mehrzahl der Journale Deutſch⸗ 
lands und Frankreichs die ruſſifticatoriſchen Maßregeln der Regierung als 
Mißgriffe getadelt hat, weiß man auch hier allgemein; der Eindruck 
mußte ein um ſo größerer ſein, als man bisher gewohnt war, die 
Oſtſeeprovinzen als ein vom übrigen Europa vergeſſenes Ultima Thule 


anzuſehen. 
Amerika. 
Newyork, 5. Oct. [Die letzten Wahlnachrichten aus dem 


Süden) melden nur das, was nach den Berichten über die Reſultate 


der Wahlliſten nicht anders zu erwarten war. In Alabama fiegten 
die Republikaner wie in andern Diſtrikten und die Weißen nahmen von 
dem ganzen Wahloorgange wenig Notiz. In Louisiana ift die 22 
ſtellenweiſe nicht fo glatt verlaufen. Die Weißen fielen in Jeſſerſon City 
bei der Abſtimmung über die Farbigen her und es 5 
Kampf, in welchem mehrere Neger ſchwer verwundet und die els⸗ 
führer der Tumultuanten erſchlagen wurden. 5 
[Cabinetsveränder Ei 9 ne Staateſreich erachte ae . 
Behauptungen über Cabinetsveränderungen ab. r- achger Perg 
vom Rücktritt Mac Culloch's und bezeichnet als ſelnen 8 ? 


Ü nach der „Newyork Tri⸗ 


vor dem näaͤchſten Congreſſe — einer Bill in Betreff 

Abzahlung der Staatsſchuld in Papier zu ae rale Sn 
lebt, hat ihre Ju im 

ftorbenen Gatten, etwa 1700 den, weir ihre beihräntien Werhältnifie die 


Nr. 6858 di 
etzſammlung enthält unter Nr. 6858 die Verord⸗ 
Das 108. ind Kae 1 die Unterftügung der bedürftigen Familien 
nung aber die perufener Reſerpe⸗ und Landwehrmannſchaften betreffenden 
m Dienſte ein in —.— — —— ſpend dir ge. Vom 
( 7; unter Ni. 6859 die Verordnung, betreffend die Verwal 
31. wens 1867; Ua Tefürben Hausſchabee. Wenn 22, Sepiember 187. 
des Nr. 6860 die Verordnung, betreffend die Einführung der auf die Be⸗ 
en der Eisenbahnen bezüglichen Geſetze vom 30. Mai 1851, 21, Mai 
Heute m 16, März 1867 in den neuen Landestheilen. Vom 22. September 
ende Nr. 6851 die Verordnung, den Betrieb ftehender Gewerbe in den 
Herzogthämern Schleswig und Holftein betreffend. Vom 23. September 1867. 
bud unter Nr. 6862 den allerhöchsten Erlaß dom 22. September 1867 er 
treffend die Abſandnahme von einer anderweiten Veranlagung der Klaſſen⸗ 
klaſſiftzirten Einkommen⸗ und Gewerbeſteuer in den mit der N 2 
‚einigten neuen Landesthei len für das Jahr 1868, 


onarchie ver⸗ 
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treffenden Anordnungen ausfübrlich von 


Tha 


er dem Ctiminalweſen mit Beyme's Hilfe, den er b 


weg 


Yrovinzinl - Beifung, 


Breslau, 16. October. [Schwurgericht.] Vertreter der Staats⸗ 
anwaltſchaft: Ger.⸗Aſſeſſor Klettke. Die in der erſten Verhandlung erſchie⸗ 
nenen Knechte Carl Senftleben und Gottlieb Kluge aus Georgendorf 
wurden nicht wegen ſchweren Diebſtahls, wie ſie angeklagt waren, ſondern nur 
wegen einfachen Diebſtahls, und zwar Senftleben zu 6 Monaten Gefängniß, 
Kluge, bei dem Rückfall vorlag, zu 7 Monaten Gefängniß, beide zu den Zu⸗ 
ſatzſtrafen auf ein Jahr verurteilt. 

In der zweiten Verhandlung erſchien der Polizeifecretär Wilhelm Wolff 
aus Bernſtadt. Derſelbe befindet ſich ſeit längerer Zeit in ſehr mißlichen 
Vermögensverhältniſſen und wurde namentlich mit Wechſelexecutionen vielfach 
behelligt. Seine Einnahmen ſowohl als ſeine Creditverhältniſſe ſchienen es ihm 
unmöglich zu machen, den Betrag der eingellagten Summe jemals zu decken 
und er befand ſich daher jeder gegen ihn verhängten Execution gegenüber in 
der troſtloſeſten =. Wenn er in den Wechie! abgeführt wurde, mußte 
er fürchten, ſeines Amtes verluſtig zu gehen und ſeiner zahlreichen Familie 
den Ernährer zu rauben. Wenn auch dieſes Schickſal früher oder fpäter ihm 
unvermeidlich ſchien, fo ſuchte er doch jede nur irgend mögliche Friſt zu ge 
winnen, um die unangenehme Kataſtrophe hinauszuſchieben. Hierbei griff er 
wiederholt zu Mitteln, welche durch das Strafgeſetz verpönt werden. So wies er in 
der Wechſelprozeßſache Scholz wider ihn dem Executor Bartſch bei Boll 
ftredung der Execution eine Quittung des Klägers Scholz über den Betra 
der unter Execution ſtehenden Summe bon 25 Thlrn. 29 Sgr. vor, ſo da 
der Executor das Mandat für erledigt hielt. Dieſe Quittung war nach dem 
Geſtändniß des Wolff gefälſcht; er hatte fie durch den Muſikus Wang in 
Bernſtadt, der dabei keine Ahnung hatte, welcher Gebrauch davon gemacht 
werden ſollte, ſondern ſie für die Abſchriſt eines echten Originals hielt, 0 
ben laſſen. — Natürlich wurde hierdurch nur eine ganz kurze Friſt erlangt; 
denn der Kläger beantragte die Wiederholung der Execution, weil er noch 
nicht befriedigt war. Wolf wies nun dem Executor einen Poſtſchein über die 
Einſendung eines Geldbriefes mit etwa 26 Thlrn. an den Kläger vor und 
wiederum ſtand der Executor von der Execution ab. Wolf hatte 2 
fälſchlich in dem an den Kläger gerichteten Briefe eine Geldſendung declarirt; 
es war in dem Schreiben ſtatt Geldes nur die Anzeige enthalten, er werde noch 
an demſelben Tage die ſchuldige Summe ſchicken, din daß dies indeſſen geſchah. 
— Es wurde deshalb hezüglich des erſteren Falles wegen Urkundenfälſchung, 
bezüglich des zweiten Falles wegen Betrugs ggegen Wolff Anklage erhoben. 
Der Angeklagte räumte in der mündlichen Verhandlung den Thatbeſtand 
vollſtändig ein, beſtritt jedoch bei der Vorweiſung der Quittung eine gewinn⸗ 
ſüchtige Abſicht gehabt zu haben, ſondern behauptete, nur das Aufſehen ver⸗ 
meiden gewollt zu haben, welches dadurch entſtanden, daß der Executor mehr⸗ 
mals in ſein Büreau gekommen ſei. Die Geſchworenen verneinten auch das 
Vorhandenſein einer gewinnſüchtigen Abſicht, ſo daß Wolff nur wegen Be⸗ 
trugs, bei dem er ſich übrigens im Rückfalle befand, zu 10 en Gefängniß 
verurtheilt wurde. 

In der letzten Verhandlung erſchien der Dienſtknecht Gottlieb Adler aus 
Wildbahn. In der Nacht vom 7. zum 8. Juli d. J. um 1½ Uhr bemerkte 
der Hofwächter Lindner zu Wildbahn, daß ein Mann in den Schafftall des 
Dominiums daſelbſt durch eine nach dem Hofe zu belegene Oeffnung einſtieg. 
Die Thüren des Schafſtalles, von denen N. der Hitze wegen offen 

om 


Schafſtalles, um den Dieb elle d 
ellen lau 


ſchlafen 
Ergreifen faſt unmittelbar nach ſeinem 


Breslau, 14. October. In der hiſtoriſchen Section der Schleſiſchen 
Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur 11. October ſprach Herr Director 
Schück über Friedrich Wilhelm III. und feine Räthe von 1797—1807. An 
eine Abhandlung Friedrichs von Raumer anknüpfend zeigte er, wie der König 
redlich bemüht war, das in Verfall gekommene General⸗Directorium wieder 
herzuſtellen, überhaupt der Regierung den Ernſt und die Würde wiederzu⸗ 
geben, welche fie eingebüßt hatte, Er bediente ſich dazu der Hilfe des durch 
den Graf Finckenſtein dem großen Könige empfohlenen Ludwig Anaſtaſius 
Menken, den Friedrich ſehr 7 — hatte, der aber unter Friedrich Wilhelm II. 
zurückgeſetzt worden war. Menkens Bildungsgang ward bezeichnet, und es 
wurde insbeſondere dargelegt, wie derſelbe, den Lehren Struenſee's, Fichte's, 
Mirabeau's, welche alle auch von Friedrich Wilhelm III. berückſichtigt wurden, 
nachkommend, bemüht war, die edlen, auf das Wohl des Volkes gerichteten 
Abſichten des Königs würdig auszudrücken. Die verſchiedenen Anordnungen 
wurden näher angegeben, wobei namentlich entwickelt wurde, wie alle darauf 
binzielten, eine freiere Bewegung der Staatskräfte zu bewirken, wie Schule, 
Kirche, Heer, Strafrecht, Strafvollzug, der Regierungs⸗Mechanismus, das Land⸗ 
volk Berucſichtigung fanden, und wie der Keim zu ſpäter weitergehenden Ber: 
beſſerungen in allem lag, was Friedrich Wilhelm that und zu thun befahl. 
Menken's Verhältniß zu Zerboni ward erwähnt und nachgewieſen, wie der 
König ſelbſt aus eigener Bewegung und Erkenntniß die Bande zu löſen bes 

ann, welche den Landbau und die perſönlichen Verhältniſſe des Landvolks 
ſeſellen, wie er das Loos des Heeres verbeſſerte, und 1 Nite des 
ei dem uche de 
Kammergerichts noch als Kronprinz hatte kennen lernen, zuwendete. Beymes 
Jugendzeit ward erzählt, und es mußte zur Sprache kommen, daß Menzel 
in den „Zwanzig Jahren preußiſcher Geſchichte“ die wichtigen Ver⸗ 
Mounoen, 95 50 s in Bezug auf das Heer in ihrer Vollſtändigkeit nicht 
erwähnt habe, eben 
. ihm ſeien bezeichnet worden, und 
gar nicht die Beziehung des Königs zum Criminalweſen. Auch Manſo habe 
dies unterlaſſen. Bei beiden Schriftſtellern fehlt aber vollſtändig die Erwäh⸗ 
nung ber Abſicht des Königs, ſchon 1802 nach Ruchel s Vorſchlage die allge⸗ 
meine Wehrpflicht einzuführen. Nachel's Verdienſte, die Manſo kurz andeutet, 
werden näher dargeſtellt. Auch die im Einklang mit des Königs Abſichten 
vom Miniſter Leopold von Schrötter in Ostpreußen für freien Sande und 
Landbau gelhanen Schritte werden ausführlich nachgewieſen, dabei des nach⸗ 
maligen Staatsſecretärs und Bank⸗Präſidenten Frieſe und feiner erfolgreichen 
ni keit Erwähnung gethan, auch der von Kuhnt als Vorarbeiten zur Ge⸗ 

ſezgebung von und nach 1807. Friedrich Wilhelm III. hat in den erften 
10 Jabren feiner Regierung bereiks das bezweckt und begonnen, was nach 
dem Frieden von Zilht weiter ausgeführt wurde; der Tag von — ha 
Sera die ſich f inen Wünſchen und feinem Wollen entgegenſtellten, hin⸗ 
eräumt. ' 2 { 
3 iſt namentlich das Ediet vom 9. October 1807 über die Verhältniſſe 
des Landvolkes und die allgemeine Wehrpflicht, welche Geſetze das Totalleben 
des Staates umgeſtaltet haben, die vom König ſelbſt ausgegangen find. Am 
erſteren hat, nächſt dem Profeſſor Eggers in Kopenhagen, deſſen Arbeit ſchon 
unter Friedrich dem Großen vorgelegen hatte, und die Friedrich Wilhelm III. 
kannte, der Minifter von Schrötter einen Hauptantheil, der ihm bisher, zu 

unſten Stein's, verkümmert worden iſt. 

5 ang hehe A Ben. für ——— 5 e 70 Minor — 
a f erſchmäht worden ſei, wi a e r war 
9 gegen andere, als andere gegen ihn. 5 


Breslau, 19. Det, [Polizeiliches] Geſtohlen wurde: Gartenſtr. 9 
ein polirter Ofendorſeher mit Zange, Schaufel ze. von Meſſing, ein ganz 


owenig wie die das Landvolk namentlich in Schleſten bes Ac 


5 (Schlußbericht.) Ma te Haltung. Roffin Type weiß, loco 54—53, pr. 
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neuer Läufer von Teppichſtoff, mehrere Körbe und Kiſten; auf dem Matthias 
felde 1 kleine ſilberne Taſchenuhr; Hummerei Nr. 17 eine ſilberne vierſteinige 
Cplinderuhr mit Nr. 12,242 gez.; Oblauerſtraße 66 1 Paar bereits getragene. 
mit Glanzleder beſetzte Frauen⸗Gamaſchen und ein Paar ſchwarze neubeſohlte 
Düffel⸗Frauenſchuhe; Gartenſtraße 22 ein dunkelblauer Sackpaletot mit feinem, 
glänzenden Camlotfutter; Hummerei Nr. 2 ein hellbrauner Weberzieher mit 
inneren und äußeren Taſchen; Bahnhofsſtraße 3b ein ſchwarzer, weißgeſpren⸗ 
kelter Sommerrock mit braunlederner Brieftaſche, in welcher 3 Thlr. in Kaſſen⸗ 
Anweiſungen, 1 Studentenkarte (stud. phil. Emil Tietze) 1 Mitgliedskarte für 
die conſtitutionelle Bürger⸗Reſſource, auf ein Mitglied der Familie H. Reche 
ausgeſtellt, verſchiedene Viſitenkarten mit Wilhelm Reche und eine Quittung 
des Conſum⸗Vereins, auf Reche ausgeſtellt, ſich befanden. 

Außerhalb Breslau: Von den bei einem Raub im Königreich Polen als 
entwendet angezeigten Werthpapieren ſind noch die Liquidationsſcheine des 
Königreichs Polen mit Nr. 10,196, pro 250 Rubel, und 47,901 nebſt 47,905 
à 100 Rubel nicht vorgefunden. 

Re mit Beſchla; belegt ein gelber Holztoffer ohne Verſchluß. 

efunden wurde: 1 Hundehalsband von Neufilber, mit dem Namen 
„Bornſtein“, 1 Reit grau⸗ und ſchwarzgeſtreiften wollenen Zeuges, ein Quit⸗ 
tungsbuch auf den Namen Baswiſch, und ein Geldstück. (Fremdenbl.) 

Breslau, 19. Oetbr. [Zur Rinderpeſt.] Amtlichen Nach⸗ 
richten zufolge iſt die Rinderpeſt nunmehr auch im Coſeler Kreiſe 
ausgebrochen und zwar in der dem Ratiborer Kreiſe benachbarten Ort⸗ 
ſchaft Dollendzin. Die koͤnigl. Regierung zu Oppeln hat in Folge 
deſſen für den ganzen Umfang ihres Bezirkes bis auf Weiteres das Ab⸗ 
halten von Viehmarkten durch ein Extrablatt zum Amtsblatt unterſagt. 
— In Folge des Ausbruchs der Rinderpeſt in faſt allen Staaten des 
Kaiſerthums Oeſterreich hat das Königreich Sachſen feine Grenze 
gegen Böhmen hin ebenfalls abgesperrt; gleiches gilt von Baiern rück⸗ 
ſichtlich der daran angrenzenden öſterreichiſchen Staaten. Endlich iſt die 
mährische Grenze öſterreichiſcher Seits gegen Galizien, Böhmen und das 
Erzherzogthum Oeſterreich, ſowie gegen Oeſterreichiſch⸗Schleſten, ferner 
in ähnlicher Weiſe die boͤhmiſche, die öſterreichiſch⸗ſchleſiſche und die gali⸗ 
ziſche Grenze, ſowie die des Erzherzogthums Oeſterreich gegen die un⸗ 
mittelbar angrenzenden übrigen öſterreichiſchen Staaten für den Verkehr 
mit Rindvieh, Schafen, Schweinen und faſt ſämmilichen animaliſchen 
Produkten abgeſperrt. 

k. Myslowitz, 16. October. [Vorſchuß⸗Verein.] Bei der geſtern 
ſtattgefundenen General⸗Verſammlung wurde zunächft Rechnung gelegt. Der 
junge Verein zählt ſchon 121 Mitglieder mit einem Vereinsvermögen von 
ca. 600 Thlr. Die mehrſeitig in Antrag geſtellte Aufnahme reſp. Anſchluß 
an den Genoſſenſchafts⸗Unterverband zu Breslau wird mit großer Majorität 
beſchloſſen. Daun wurde die Höhe der Spaar⸗Einlagen auf den Maximal ⸗ 
Satz von 2000 Thlr. und die Höhe des zu gewährenden Credits auf 100 Thlr. 
eſtgeſtellt. Kurz vor Schluß der Sitzung widmete die Verſammlung auf 

nregung des Vorſitzenden Herrn Haberkern Herrn Schulze⸗Delitzſch ein 
Zfaches Hoch, welches dem Gefeierten ſofort auf telegtaphiſchem Wege bekannt 
gemacht wurde. 


Meteorologtſche Beobachtungen. 


—— 


Der Barometerſtand bei 0 &rd Ba- Luft ⸗ Wind» 
in Pariſer Linien, die Tempera- Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luſt nach Reaumur. | tometer, ratur. Stärke. 
— . — 
Breslau, 18, Oct. 10 U. Ab.] 331,72 | +90] W. 0. | Wolkig. 
19. Oct. 6 U. Mig. 331,10 18,6 S. O0. Bedeckt, Nebel. 


Predlau, 19. Del Wafferſtand. J B.. 10 F ö f. UB. I J 5 f. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 


Baden-Baden, 18. October. Der Großherzog und die Groß: 


herzogin von Baden, nebſt ihren Kindern, der Prinzeſſin Victoria und] sls 


dem Prinzen Ludwig, find heute Morgen von der Inſel Mainau hier 
eingetroſſen. > 

Trieſt, 18. October. 
mit der oſtindiſchen Ueberlandpoſt aus Alexandrien hier eingetroffen. 

Paris, 18. October. Aus authentiſcher Quelle wird verſichert, 
daß die Abſchlagsdividende der Lombarden nicht 12 ½ fondern 20 Fres. 
betragen wird. 

London, 18. October. In der geſtrigen Londoner Depeſche (aus 
NewYork vom 8.) iſt zu leſen: Der Vorrath des Schatzes betrug 
103 Millionen in Gold und 30 Millionen in Papier. 


Actien 217. Oeſterr. Eliſabetbbahn —. Böhmiſche Weſtbahn — Rhein⸗ 
Nahebahn —. if ene Begbaih 149%. Heſſiſche Ludwigsbahn — 
JI ſteuerfr. Anleihe 44%, 1854er Looſe 


ae Zettelbank 241. Oeſterr. 


bant —. Norddeutſche Bank 115 
Altonassiel —. Finnländiſche 
1866er Ruf, Prämien⸗Anleihe —. 
66%. Disconto 2% pCt. 
Hamburg, 18. Octbr. Nachmittags 2 Uhr 30 Min, [Getreidemarkt. 
Weizen und Roggen loco ſchwer verkäuflich, auf Termine zubig, Weizen 
pr. October 5400 Us. netto 176 Bankothaler Br., 175 Gd., pr. Oetbr.⸗Nobbr. 
172 Br., 171 Gld. Roggen per Oelbr. 5000, Pfd. Brutto 132 Br., 131 Gd, 
pr. Oct.:Nov. 127 Br., 126 Gd. Haſer ruhig. Spiritus ohne alle Kauf: 
luſt. Rab dl ſlau, loco 247, pr. October 24%, pr. Mai 25%. Kaffee 
günſtige Tendenz; verkauft 2000 Sack Rio loco. Zink feſt. 

Antwerpen, 18. Oetbr., Nachm. 2 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗Markt.] 


85 October 
„ pr. November⸗Dezember 54—54 es. 

Liverpool, 18. Obr., Mittags. Wen pete: Mindeſtens 15,000 Ballen 
Umſag. Wochenumſntz 95,250, zum Export verkauſt 22,710, wirklich expor⸗ 
tirt 22,252, Conſum 66.000, Vorrath 718,000 Ballen. Preiſe gegen geſtern 
unverändert. 1 5 2275 Ballen (davon Surate 100). 

London, 18. October, Nachm. Getreidemarkt. (Schlußbericht). 46. 
treidemarkt ruhig. Zuführen feit vergangenem Montag: Weizen 15,10, 
Gerſte 4590, Hafer 23,640 Ortes, Für Weizen Montagspreife gefor⸗ 
dert, ohne Kaufluſt dazu. In Gerſte ſchleppendes Geſchäft bei unveränderten 
Preiſen. Hafer Sb. niedriger. — Schönes Wetter. a 

Berlin, 18, Detbr, Die Börfe wurde beute durch die widerſprechendſten 
Nachrichten und Gerüchte zwiſchen den extremſten Stimmungen bin und her 
bewegt. Die beſtimmte Antandigung einer fra 8 nterbenlion hatte 
eine unzweidentige Panigue ſchon vor Gröffnumg dis Geſchafts dervorgerufen. 


Der Lloyddampfer „Progreſſo“ iſt heute] 


Nicht nur die nächſt betheiligten Papiere wie Italiener und Lombarden, wur⸗ 
den um Procente durch die dringlichſten Aus dietungen geworfen, die Panik 
erſtreckte ſich auch auf den größten Theil der übrigen Werthe, und namentlich 
erlitten auch inländiſche Eiſenbahnactien eine Einbuße von mehreren Procen⸗ 
ten. Die beſtimmte Erklärung, daß die Lombarden 20 Fr. Abſchlagsdividende 
zahlen werden, gab zunächſt das Signal zu dem entſchiedenſten Umſchwunge. 
Lombarden, vorher um 3 Thlr. gewichen, ſchnellten ſofort auf den geftri 
Coursſtand, gleichzeitig wirkten die mannigfaltigſten Gerüchte, die meiſt ein 
ſchon geſchloſſenes oder doch den Abschluß erwartendes Arrangement der rö⸗ 
miſchen Frage zum Inhalt hatten, dahin, auch alle übrigen Papiere auf das 
geſtrige Coursniveau zurückzuführen. Die Schwankungen erhielten ſich zwar, 
Deckungskäufe und Realiſirungen unterstützten bald die beſſere Tendenz, bald 
ſchwächten ſie dieſelbe wieder ab, im Allgemeinen verlief jedoch die zweite 
Stunde wieder matter, ohne aber in die anfängliche Flauheit A 
Das Geſchäft behielt feinen bewegten Charakter bis zuleßt, wenngleich die 
Umjäge in der zweiten Stunde den großen Umfang, den fie Anfangs gehabt, 
nicht erreichten. In Amerikanern war der Verkehr verhältnißmäßig weniger 
belebt, das den Repudiationsgerüchten entgegengeſetzte Dementi blieb ohne 
Wirkung. Ruſſen wenig beachtet, aber ziemlich behauptet. Rum. Anleihe 
58 bez. und Geld. Preuß. Fonds matt, Prioritäten nicht unbelebt, aber 
gedrückt. Banken ſtill. Der Schluß für Lombarden und Franzosen in er⸗ 
neuter Lebhaftigkeit und fteigend. — Prämie für Amerikaner gr ult. Novem⸗ | 
ber 744y—Y, und 744y—%, pr. ult. Dezember 75—1. (B.- u. 5.3.) 


Berliner Börse vom 18. October 1867. 


Sisenbahn-Btanm-Actien. 
Deidende pro 1888. 


Fends- und deld-Ceurse. 
Feotw, gtaatz-Anl. 44,87% B. 
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Rhein-Nahe-B. gar. 


Berlin, 18, October. Weizen loco 88—108 Thlr. nach Qualität. — 
Roggen loco 70— 74 Thlr. nach Qualität, 78 79pfd. 70 Thlr. ab 
Bahn bez. — Rübböl loco 19 lr. Spiritus loco ohne Faß 
224 —22% Thlr. bez., pro Oct. 34 —22,½— ( — Thlr. bez. und Ol, 
4 Thlr. Br., Oct.⸗Nov. 19, Thlr. bez., Nov.⸗Dezbr. 191%, —H 

Ulr. bez., April⸗Mai 20% — 7 Thlr. bez. 


* Breslau, 19. October. Die Zufuhren von Getreide waren am heu⸗ 
tigen Markte wenig belangreich, aber immer genügend, um Preisſtand bebder 
vorherrſchend matten Stimmung zu beeinflufien., g 

Weizen wurde billiger erlaſſen, pr. 8“ Fi ., ſcleſiſcher weißer 105 bis 
118 Sgr., gelber 103—115 Sgr., feinſte ze Sgr. über Notiz bezahlt. — 
Roggen bei matter Stimmung, pr. 84 ef —86 Sgr., feinfte Seite über 
Notiz dezablt. — Gerſte wenig beachtet, pr. 74 Pfd. f 
7 Spt. teinfte Sorte über Notiz bezahlt. — 


Lupinen ohne 


58 Sgr. pr. C 


tur. 
Sr. pc. Schff. Sgr. pr. Sack u 150 Pfd. Brutto, 

Weißer Weizen 1 Schlag⸗Leinſaat 190 2750 0 
Gelber Weizen 112116 Winter⸗Raps 190 200 —210 
Noggen 85 —86 Winter⸗Rübſen 184 194 202 
%o 58-62-66 Sommer⸗Rübſen ... 180 170—186 
Hafer > m Leindotter. 150 164172 
Erbſen —— . 70— | 

a ae ruhiger Stimmung, rothe 13—14—15½ Thlr., weiße 
14— — T. r. * 2 | 

Kartoffeln 2 . 150 Bid. 28 —38 Sgr., Metze 112 Sgr. ö 


Das 109. Stuck der Geſetzſammlung enthält unter Nr. 6882 das Privi⸗ 
legium wegen Ausgabe auf den Inhader lautender Obligationen der Stadt 
Bieleſeld im Betrage von halern, vom 12. Auguſt 1867; und unter 
Nr. 6883 das Statut des Entwäſſerungsverbandes des Narpe“ und Kat⸗ 
temauerbrudhes in den Kreiſen Gumbinnen und Stallupönen, dom 24. Auguſt 

YA 


Mus verkauf. 


Wegen anderweitiger Unternehmung verkaufe ich von heute ab den ge⸗ 
fammten Beſtand von We 0 2910] 


Cigarren zum Fabrikpreiſe. < 
Thonwaaren, aus der Fabrik zu Antonienhütt , 


unterm Fabrilpreiſe 
Breslau, den 10. October 1867. 


Hugo J. Wegner, 


Hotel zur goldnen Gans, Junkernſtraße 14. 
Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 4 
Bruck von Erez, Bac Und Comp. (W Stans) in Breslau. f 


